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Ulrich Brand

Nach der Krise des Fordismus
Global Governance als möglicher hegemonialer Diskurs des internationalen 
Politischen

Unter dem Begriff Global Governance werden Veränderungen des Politischen und
damit politischer Regulierung, insbesondere auf internationaler Ebene, diskutiert. In
diesem Beitrag wird Global Governance als Diskurs verstanden, der Teil des Such-
prozesses sich herausbildender postfordistischer Politik und ihrer Begründung ist. An
verschiedenen Dimensionen wird gezeigt, wie Global Governance sich in den domi-
nanten Transformationen des Politischen artikuliert. Dabei zeigt sich, dass Global
Governance als Diskurs keineswegs der postfordistisch-neoliberalen Gesellschafts-
transformation entgegensteht, sondern vielmehr dazu dient, die Bearbeitung von glo-
balisierungsinduzierten Krisen zu effektivieren.

1. Einleitung1

Die sozialwissenschaftliche Debatte um Global Governance gehört gegenwärtig
sicherlich zu den spannendsten in der Politikwissenschaft, und auch die politische
Bedeutung des Terminus nimmt weiter zu. Synonym werden vielfach die Begriffe
»Re-Regulierung« (der Weltwirtschaft) oder »globales Regieren« verwendet. Global
Governance thematisiert insbesondere die sich verändernde Rolle des Staates sowie
internationaler Institutionen in der internationalen Politik. Als deskriptive Kategorie
beschreibt der Begriff Global Governance die tiefgreifenden Veränderungen des
Politischen bzw. politischer Regulierungsprozesse. Darüber hinaus hat Global
Governance jedoch noch eine weitere Funktion: Im Kontext der globalisierungsver-
mittelten Restrukturierung des Politischen, insbesondere auf der internationalen
Ebene, geht es in diesem Beitrag um den Stellenwert von Global Governance als
Diskurs. Hintergrund dieser Schwerpunktsetzung ist die Frage, inwiefern der Glo-
bal-Governance-Diskurs zu einer Hegemoniebildung postfordistischer Politik bei-
tragen kann (oder bereits beiträgt). Nach Auflösung der fordistischen Konstellation
entsteht auch und gerade im Feld des Politischen spätestens seit den Achtzigerjahren
ein noch unklares, neoliberal geprägtes postfordistisches Vergesellschaftungsmus-

1 Mein Dank für hilfreiche Kommentare während der langen und klärenden Entstehungs-
phase dieses Textes geht unter anderem an die Mitglieder der AG Weltgesellschaft am FB
Gesellschaftswissenschaften der Universität Kassel, das Kolloquium des Forschungsinsti-
tuts Arbeit, Bildung und Partizipation in Recklinghausen, die TeilnehmerInnen des Sym-
posiums »Knowledge Networks and Global Governance« im Juni 2002 an der Universität
Kassel sowie insbesondere an die anonymen GutachterInnen der Zeitschrift für Internatio-
nale Beziehungen.
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ter.2 Als Diskurs, so die zentrale These, ist Global Governance Teil des (Formati-
ons-) Prozesses sich herausbildender postfordistischer Politik und ihrer wissen-
schaftlichen wie nicht-wissenschaftlichen Begründung. Gleichzeitig wird der
Großbegriff Global Governance in dem Moment wichtig, in dem die negativen
Implikationen der beobachtbaren Umbrüche offensichtlich werden, d. h. sich als
Krisen sowie in Kritik und Protest artikulieren, so etwa die Finanzkrisen in Asien,
Russland, Mexiko, die Proteste gegen das multilaterale Investitionsabkommen
(MAI) oder die Welthandelsorganisation (WTO) oder allgemeiner das Erstarken der
so genannten GlobalisierungskritikerInnen. Aus dieser doppelten Perspektive heraus
sind die verschiedenen Beiträge zum Global-Governance-Diskurs interessant,
wenngleich sie nur einen Teilbereich der Suche nach postfordistischen Kompromis-
sen, spezifischen institutionellen Konfigurationen und gesellschaftlich akzeptierten
Orientierungen darstellen und bislang nicht das hegemoniale Muster des Politischen
begrifflich verdichten.

Der Beitrag möchte die Frage aufwerfen, warum Global Governance zu einem
derart attraktiven Diskurs in den Sozialwissenschaften geworden ist und auch in der
politischen Diskussion einen wachsenden Stellenwert einnimmt. Damit soll zu einer
produktiven Auseinandersetzung über die Bedeutung des Global-Governance-Dis-
kurses beigetragen sowie ein Referenzrahmen für zukünftige Forschungen im
Bereich Internationale Beziehungen und speziell Global Governance aufgezeigt
werden. Dazu soll exemplarisch und explorativ verdeutlicht werden, mit welchen
»Anschlüssen« der Global-Governance-Diskurs in der deutschsprachigen Diskus-
sion an Bedeutung gewinnt. Er tut dies, so wird argumentiert, indem er sich in den
strukturellen Veränderungen des Politischen spezifisch artikuliert, an dominante
Bedeutungszuschreibungen der strukturellen Veränderungen und ihrer Probleme
anschließt, dafür einen plausiblen und breit akzeptierten Begriff von Politik entwi-
ckelt, bestehende oder auftretende Widersprüche überbrückt und somit die dominan-
ten Entwicklungen des Politischen »rahmt«. In dieser Weise ordnet der Diskurs die
komplexen Verhältnisse, macht sie plausibel und dient als Orientierungspunkt für
politisches Handeln.

Auf internationaler Ebene gibt es verschiedene Varianten von Global Gover-
nance. Mit Christoph Scherrer (2000a: 14, 2000b: 55) lassen sich diese grob in eine
rot-grüne und eine neoliberale Spielart unterteilen. Die neoliberale Variante wurde
konzeptionell seit den frühen Siebzigerjahren in außenpolitischen Foren internatio-
nal operierender Kapitalgruppen und think tanks der USA vor dem Hintergrund der
Regimetheorie entwickelt: Ihren intellektuellen VertreterInnen ging es zuvorderst
um die Sicherung der Rechte an Privateigentum gegenüber einzelnen Staaten und
internationalen Organisationen. Die Essenz von Global Governance als Diskurs in
der deutschsprachigen Diskussion, die dieser Beitrag zum Gegenstand hat, bildet

2 Die Begriffe »Fordismus« und »Postfordismus« bezeichnen unterschiedliche Phasen
bürgerlich-kapitalistischer Vergesellschaftung. Sie werden im Folgenden heuristisch ver-
wendet, um aus regulationstheoretischer Perspektive den Übergang zu einer neuen Phase
bürgerlich-kapitalistischer Vergesellschaftung anzuzeigen.

https://doi.org/10.5771/0946-7165-2003-1-143 - Generiert durch IP 216.73.217.60, am 07.05.2026, 22:49:49. © Urheberrechtlich geschützter Inhalt. Ohne gesonderte
Erlaubnis ist jede urheberrechtliche Nutzung untersagt, insbesondere die Nutzung des Inhalts im Zusammenhang mit, für oder in KI-Systemen, KI-Modellen oder Generativen Sprachmodellen.

https://doi.org/10.5771%2F0946-7165-2003-1-143


Ulrich Brand: Nach der Krise des Fordismus

145ZIB 1/2003

dagegen die rot-grüne Variante, in deren Zentrum die kooperative Bearbeitung der
negativen Folgen neoliberaler Globalisierung steht. Allerdings werde ich aufzuzei-
gen versuchen, dass die durch den Global-Governance-Diskurs in Deutschland
geförderte symbolische und materielle Bearbeitung jener materiellen Folgen wie
auch die Vermeidung von Krisen – entgegen den Absichten ihrer intellektuellen
Vorreiter – gerade zur Festigung der dominanten neoliberal geprägten postfordisti-
schen Verhältnisse beiträgt.

Um Global Governance solchermaßen als möglichen hegemonialen Diskurs post-
fordistischer Politik in den Blick zu nehmen, wird auf den Diskursbegriff Michel
Foucaults (1977) zurückgegriffen: Diskurse sind Foucault zufolge selektiv, ziehen
Grenzen und konstituieren ein Wissen darüber, wie gesellschaftlich »richtig«
gedacht und gehandelt wird (Foucault 1977: 47). Die Konstitution von Diskursen
erfolgt in umkämpften Prozessen. Sie bilden gleichzeitig die »Orte« und »Spielre-
geln«, an bzw. nach denen Auseinandersetzungen ausgetragen werden. Diskurse
haben Machtwirkungen, wenn sie institutionalisieren, an Handlungen angebunden
werden und zu Trägern von gültigem Wissen werden (Link 1983: 60). Als hegemo-
nial können Diskurse bezeichnet werden, wenn sie zur »historisch-organischen Ide-
ologie« (Antonio Gramsci 1992: 876) herrschender Akteure werden, die damit ihre
partikularen Interessen zu gesellschaftlich akzeptierten machen (in der Regel durch
in sozialen Auseinandersetzungen abgerungene Zugeständnisse und Kompromisse).

Um keine Missverständnisse aufkommen zu lassen: Der Global-Governance-Dis-
kurs »leitet« die postfordistische Restrukturierung von Politik nicht an, er ist aber auf
dem besten Weg, durch wissenschaftliche und nicht-wissenschaftliche Beiträge in
Form von Studien, programmatischen Schriften, Policy-Papers, Diskussionen, Zei-
tungsartikeln, Lehrveranstaltungen, Beratungsgremien etc. diese Restrukturierung zu
»rahmen«. Diese – durch sehr unterschiedliche Akteure vertretenen – Beiträge kön-
nen als Diskurselemente bezeichnet werden, die mit-definieren, welche Entwicklun-
gen und deren Begründungen als unhintergehbar und legitim erscheinen. Ein
bestimmtes Set von Orientierungen und Praktiken wird durch den Diskurs als ange-
messen legitimiert, während andere ausgegrenzt werden. Besonders deutlich wird
dies am zentralen Topos des Global-Governance-Diskurses: der Re-Regulierung der
ökonomischen Globalisierung (vgl. Kap. 3.2). Foucault (1977: 47f) nennt das den
genealogischen Teil der Analyse, der die Formierung des Diskurses in den Blick
nimmt. Wenn auch in diesem Beitrag keine Diskursanalyse geleistet wird, so ermög-
licht der Rückgriff auf Foucaults Diskursbegriff doch einige Einsichten in den Stel-
lenwert von Global Governance hinsichtlich der aktuellen Transformationsprozesse.

Allerdings können die strukturellen Veränderungen des Politischen bzw. die hier
interessierende postfordistische internationale Politik, auf die sich der Global-
Governance-Diskurs zentral bezieht, mit einer diskurstheoretischen Perspektive
allein nicht ausreichend erfasst werden. Die Strukturen des postfordistischen Politi-
schen bilden sich teilweise unabhängig von Diskursen heraus.3 Auch wenn plausibel

3 Foucault (1973: 224f) wies zwar auf das Verhältnis diskursiver und nicht-diskursiver
Praktiken hin, die sich nicht dichotomisch gegenüber stehen, sondern sich gegenseitig
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ist, dass es keine für Akteure bedeutsame Wirklichkeit außerhalb von Diskursen
gibt, existieren doch »verselbstständigte« Strukturen, die den Akteuren als nicht
oder schwer veränderbar gegenübertreten. Strukturen entstehen zwar durch soziales
Handeln, verselbstständigen sich jedoch und sind nur noch begrenzt intentionalem
Handeln (wie auch der Sprache) zugänglich. Strukturen sind zwar theoretische Kon-
strukte, verweisen aber – ohne die Wirklichkeit in ihrer Gänze zu erfassen – auf
Handlungs-»Korridore« im Sinne von Restriktion und Ermöglichung, die jenseits
nicht-theoretischer diskursiver Praxen liegen. Bestimmte Formen des Handelns
haben zu verschiedenen Zeiten deutlich geringere oder gar keine Möglichkeiten,
sich durchzusetzen. Ein historisch-materialistischer Strukturbegriff ist daher den
hier diskutierten Sachverhalten angemessen. Ihm zufolge wirken in bürgerlich-kapi-
talistischen Gesellschaften Strukturprinzipien wie etwa die Trennung von Politik
und Ökonomie, Lohnarbeit oder Privateigentum an Produktionsmitteln, die tiefer
verankert sind als explizite Normen, wie sie in konstruktivistischen Strukturbegrif-
fen dominieren. Aus historisch-materialistischer Sicht geht es auch um mehr als um
Intersubjektivität und Verständigungshandeln, denn eine Verständigung über die
grundlegenden Strukturen bürgerlich-kapitalistischer Vergesellschaftung findet ja in
der Regel nicht statt. Mit diesem weitergehenden Strukturbegriff gerät daher ein
Aspekt in den Blick, der in den meisten Beiträgen zu Global Governance unter-
schätzt wird: die Konkurrenz in der internationalen Politik und Ökonomie als Struk-
turprinzip bürgerlich-kapitalistischer (Welt-)Vergesellschaftung. Sie wird insbeson-
dere durch die Existenz fragmentierter Räume – ob nationalstaatlich oder anders
organisiert – ermöglicht und dynamisiert. Dieser Sachverhalt muss bei der Analyse
der Dynamiken, Strukturen, Orientierungen und Begründungsmuster internationaler
Politik zentral berücksichtigt werden.4

Die Dynamik der gegenwärtigen Entwicklungen kann in dieser Perspektive mit-
hilfe der Regulationstheorie verstanden werden, insbesondere die hier interessieren-
den Veränderungen des internationalen Politischen (vgl. Kap. 3.1).5 Wie alle histo-

4 Das gilt auch für den hier nicht weiter betrachteten Sachverhalt, inwieweit die normative
Perspektive einer Global Governance immer wieder am Strukturprinzip der internationa-
len Konkurrenz scheitert.

5 Ich bin mir der Tatsache bewusst, dass die regulations- und kritisch-staatstheoretisch
inspirierte Analyse und Terminologie, welche die gegenwärtige Phase kapitalistischer
Entwicklung als Übergang von Fordismus zum Postfordismus fassen, kaum eine Rolle
spielen in der Diskussion innerhalb der Internationalen Beziehungen. Es wird hier nicht
weiter auf diese m. E. fruchtbare Perspektive eingegangen. Vgl. etwa Amin (1994);
Hirsch/Roth (1986); Boyer (1990); Hübner (1989); Esser et al. (1994); Demirovic et al.
(1994); Aglietta (2000); spezifisch hinsichtlich postfordistischer Politik Roth (1998); Jes-
sop (1997); Hirsch (2001). Zudem soll hier der Hinweis genügen, dass ich den Begriff des
Neoliberalismus zur Identifikation einer neuen Entwicklungsweise für unzureichend halte,
denn er kennzeichnet eher ein Programm und Projekt, das sich in Kämpfen durchsetzen
muss und dessen tragende Kräfte zu Kompromissen bereit sein müssen, was dementspre-

bedingen. Die Ökonomie nennt er als zentralen Bereich nicht-diskursiver, aber dennoch
Gesellschaften strukturierender Praxis. Dennoch hatte er Probleme, das Verhältnis von Dis-
kurs (Sagbarem/Gesagtem), nichtdiskursiven Praxen (Tätigkeiten) und Produkten/Gegen-
ständen zu fassen (vgl. Jäger 2001: 87-96).
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risch-materialistischen Theorien geht sie von der ontologischen Annahme aus, dass
bürgerlich-kapitalistische Gesellschaften von Widersprüchen durchzogen sind. Der
Begriff der Regulation, welcher der Theorie den Namen gibt, stellt jedoch einen
Bruch mit anderen historisch-materialistischen Ansätzen dar. Im Gegensatz zu der
Annahme, dass die vielfältigen Widersprüche und damit verbundenen Krisen die
kapitalistische Gesellschaftsformation in ihre »finale Krise« treiben, wird der Blick
umgekehrt: Wie werden die Widersprüche bearbeitet, und wie verleihen sie der
bürgerlich-kapitalistischen Entwicklung ihre Dynamik? Inwieweit kann die grundle-
gend krisenhafte Dynamik gesellschaftlicher Prozesse institutionell stabilisiert wer-
den? Und für unsere Zwecke hier: Welchen Anteil hat daran der Global-Gover-
nance-Diskurs?

Nach diesen einleitenden methodisch-theoretischen Überlegungen werden im
nächsten Schritt zentrale Beiträge des Global-Governance-Diskurses in Deutsch-
land vorgestellt. In einem zweiten Schritt skizziere ich einen regulationstheoretisch
inspirierten Zugriff auf die beobachtbaren Umbrüche des internationalen Politischen
und seine Widersprüche, um zu zeigen, wie sich Diskurs und strukturelle Verände-
rungen miteinander verbinden. Global Governance wird als möglicher hegemonia-
ler Diskurs postfordistischer internationaler Politik interpretiert, gerade weil er in
zentralen Fragen anschlussfähig ist an die dominanten Veränderungen des Politi-
schen. Dabei wird deutlich, dass der gesellschaftliche Entwicklungen legitimierende
und Handeln orientierende Diskurs keineswegs postfordistisch-neoliberalen Gesell-
schaftstransformation entgegensteht, sondern eher dazu dient, die Bearbeitung von
globalisierungsinduzierten Krisen zu effektivieren. Der Beitrag schließt mit einer
knappen Zusammenfassung und einem Ausblick auf zukünftige Forschungsarbeiten.

2. Zentrale Beiträge und Kernargumente des Global Governance-Diskurses6

Ernst-Otto Czempiel und James Rosenau (1992) analysierten frühzeitig eine gover-
nance without government in der internationalen Politik, und Rosenau (1995: 18-20)
hat die Forschungsperspektive eines postnational paradigm entwickelt, das neben
einer staatszentrierten auch eine multizentrierte Perspektive einnehmen müsse. Pro-
minenz erlangte der Begriff in den letzten zehn Jahren im Umfeld der Internationa-
len Beziehungen, um zu beschreiben, wie sich nach dem Ende der US-Hegemonie
der Nachkriegszeit ein internationales system of rules etabliert hat und was die
Formen und Bedingungen kollektiven Handelns auf internationaler Ebene sind.
Allerdings besteht ein wichtiger Unterschied zwischen der weitgehend analytischen
Verwendung bei Rosenau (1995) und der normativen Bedeutung von Global Gover-

6 Ich bin mir der Schwäche bewusst, dass es kein klares Kriterium der Zurechnung zum
Global-Governance-Diskurs gibt. Dies müsste eine systematische Diskursanalyse leisten.

chend in verschiedenen Ländern unterschiedlich geschieht (vgl. Brand et al. 2000: 57f).
Der Begriff des Postfordismus bzw. der gegenwärtigen postfordistischen Restrukturie-
rung ist geeigneter, wenngleich auch damit einige Unschärfen einhergehen, vgl. Candeias/
Deppe (2001); Brand/Raza (2003).
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nance in vielen anderen Beiträgen: Die analytische Variante wendet den Begriff für
sich aktuell verändernde politische Strukturen und Prozesse an, den normativen Bei-
trägen geht es zuvorderst darum, die Möglichkeiten erstrebenswerter Entwicklungen
abzustecken, ohne sich genauer mit den Hindernissen auseinander zu setzen (Hum-
mel 2002: 113).7

Ein zentrales Dokument in der internationalen Diskussion ist der Bericht der UN
Commission on Global Governance (CGG 1995), die den Begriff über die wissen-
schaftliche Fachdebatte hinaus bekannt machte und gleichzeitig die wissenschaftliche
Diskussion stimulierte. Konkretisiert wird dieser Ansatz u. a. in den akteurszentrier-
ten Studien zu global public policy networks von staatlichen Akteuren, NGOs, Unter-
nehmen und internationalen Organisationen (vgl. etwa Reinicke 1998). Ihre Funktion
besteht in der effektiven Problembearbeitung bzw. darin, als »Mehrebenen-Netz-
werkmanager« verschiedene Ebenen zu verknüpfen (Reinicke et al. 2001: 12). UNO-
Generalsekretär Kofi Annan bezieht sich mit seiner »Global Compact Initiative«
ganz explizit auf diese Ansätze (zur Darstellung und Kritik vgl. Paul 2001). Ohne den
Begriff explizit zu verwenden, hat auch die Gruppe von Lissabon (1997) mit ihrem
Bericht »Grenzen des Wettbewerbs« einen wichtigen Beitrag zur Diskussion um die
Re-Regulierung der Weltwirtschaft erbracht. Für die deutschsprachige Diskussion
sind die Beiträge von Dirk Messner und Franz Nuscheler (1996; Hauchler et al. 2001)
vom Duisburger Institut für Entwicklung und Frieden (INEF) zentraler Referenz-
punkt. Politisch hochrangig verhandelt wurde der Begriff in der Enquete-Kommis-
sion »Globalisierung der Weltwirtschaft« des Deutschen Bundestages, in der drei-
zehn Abgeordnete und dreizehn WissenschaftlerInnen (davon eine Frau) saßen. 2001
wurde ein Zwischenbericht und 2002 ein Abschlussbericht vorgelegt (Enquete-Kom-
mission 2001, 2002). Eine explizit ausgearbeitete theoretische Position in der
deutschsprachigen Diskussion, wenngleich mit »Projekt komplexes Weltregieren«
statt Global Governance bezeichnet, hat Michael Zürn (1998) entwickelt.

Aber auch in den eher randständigen politikwissenschaftlichen Diskussionen wie
der Internationalen Politischen Ökonomie findet der Global-Governance-Begriff
verstärkt Verwendung (Altvater/Mahnkopf 1999; Prakash/Hart 1999). Feministi-
sche Autorinnen versuchen an den Begriff Global Governance anzuschließen, weil
er die Möglichkeit eröffnet, die »realistische« Staatsfixierung und die darin ange-
legte geschlechterblinde Konzeptualisierung internationaler Politik zu durchbrechen
(Ruppert 2000: 50-57; Wichterich 2000: 274-276; Ruf 2000: 174f). Beiträge aus
»südlicher« Perspektive sind bislang eher die Ausnahme: In einem Bericht für die
Enquete-Kommission des Bundestages skizzierte Walden Bello (2001), Direktor
eines NGO-Think-Tank in Thailand, eine Kritik am herrschenden System der »glo-
bal economic governance« und stellte dem den Ansatz einer »deglobalization« und
pluralistischen Global Governance gegenüber (Bello 2001: 39f). Einen guten Über-

7 Achim Brunnengräber und Christian Stock (1999: 446) unterteilen die Beiträge zu Global
Governance in eine empirisch-analytische, eine emphatische und eine politisch-strategi-
sche Variante. Darauf wird jedoch angesichts der Fragestellung des Beitrages nicht
zurückgegriffen.
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blick über die Diskussion gibt Mürle (1998); die ausführlichste inhaltliche Ausein-
andersetzung mit dem Begriff erfolgte deutschsprachig in einer von der Heinrich-
Böll-Stiftung finanzierten Studie (Brand et al. 2000).

Was sind nun die aus den verschiedenen Beiträgen destillierbaren »Kernele-
mente« des Diskurses (in etwas anderer Form vgl. Brand et al. 2000: Kap. 2)? 8 Ver-
allgemeinernd wird erstens davon ausgegangen, dass sich viele gesellschaftliche
Prozesse und damit einhergehende Probleme und Politiken internationalisiert haben.
Dies wird mit dem Begriff der Globalisierung gefasst, die zuvorderst als ökonomi-
sche interpretiert wird. Dieser an sich positive, wohlstandssteigernde und unhinter-
gehbare Prozess zeitige Instabilität und Krisen, daher müsse durch multilaterale
Politik, insbesondere im Rahmen der UNO, politisch gegengesteuert werden. Insta-
bilität und Krisen existieren als Wachstums- oder Währungskrisen, als politische
Krisen oder in Form der schnellen Verarmung breiter Bevölkerungsschichten etc.
Wichtig ist hier, dass die Beiträge zu Global Governance reale oder potenzielle Kri-
sen als Folge einer Inkohärenz ökonomischer und politischer Prozesse interpretie-
ren. Krisen und Instabilitäten, so die Annahme, nehmen ab, wenn Globalisierung
politisch gestaltet wird: »Auf den einfachsten Nenner gebracht bedeutet ›Global
Governance‹, den Prozess der Globalisierung politisch zu begleiten« (Enquete-
Kommission 2002: 415). Gegen globale Probleme und Krisen soll Ordnung gesetzt
werden, wie es etwa in der deutschen Übersetzung des Berichtes der CGG (1996)
als »Weltordnungspolitik« deutlich wird. Global Governance ist somit ein Diskurs
politischer Gestaltung, der das Politische und dessen Veränderungen thematisiert
und dort intervenieren will. Dabei überwiegt die doppelte Perspektive, Global
Governance als einen Prozess zu verstehen, der (a) die internationalen Verhältnisse
in eine wünschbare Richtung politisch gestaltet, nämlich in Richtung eines mög-
lichst krisenfreien Prozesses von internationalem Wettbewerb und Wirtschafts-
wachstum, und (b) mittels dessen die »negativen Folgen der Globalisierung« bear-
beitet werden sollen. Am dezidiertesten konstatiert die Gruppe von Lissabon (1997:
137f), dass es um »menschlichen Wettbewerb« und gegen die »aggressive Wettbe-
werbsideologie« gehe. 

Die entstehenden Probleme werden zweitens als »Weltprobleme« konzeptuali-
siert, deren Charakteristikum darin besteht, dass sie alle Gesellschaften und Men-
schen in ähnlicher Weise betreffen und folglich alle ein Interesse an ihrer effektiven
Bearbeitung haben müssen. Neben der Begründung internationaler Politik durch
gemeinsame Interessen geht es normativ um die Herausbildung eines »Weltethos«
bzw. universeller Rechte sowie um die Notwendigkeit neuer Visionen zur Bearbei-
tung der Weltprobleme (Messner/Nuscheler 1996: 8).

Diese Bearbeitung der Probleme soll drittens kooperativ und dialogisch erfolgen.
Unterschiedliche Akteure und ihre Interessen sind vor dem Hintergrund schwerwie-

8 Dabei werden die als dominant eingeschätzten Beiträge herangezogen. Die Einteilung
lehnt sich an die Schematisierung von Marianne Beisheim und Achim Brunnengräber im
Zwischen- und Endbericht der Enquete-Kommission (2002: 453f) »Globalisierung der
Weltwirtschaft« an. Dabei beziehe ich mich auf die im deutschsprachigen Raum am
stärksten rezipierten Beiträge.

https://doi.org/10.5771/0946-7165-2003-1-143 - Generiert durch IP 216.73.217.60, am 07.05.2026, 22:49:49. © Urheberrechtlich geschützter Inhalt. Ohne gesonderte
Erlaubnis ist jede urheberrechtliche Nutzung untersagt, insbesondere die Nutzung des Inhalts im Zusammenhang mit, für oder in KI-Systemen, KI-Modellen oder Generativen Sprachmodellen.

https://doi.org/10.5771%2F0946-7165-2003-1-143


Forum

150

gender Weltprobleme sowie durch die Einsicht der Akteure in die Vorteile der Koo-
peration kompromissbereit. Es werden allgemein und in einzelnen Policy-Feldern
Win-Win-Situationen konstatiert. Zudem spielen Experten, die über ein überlegenes
Problembewusstsein und Kompetenzen zur Bearbeitung verfügen, eine wichtige
Rolle (vgl. dazu grundlegend Haas 1992).

Problembearbeitung kann viertens nicht durch das jeweilige nationalstaatliche
Institutionensystem erfolgen, weil es im Globalisierungsprozess in zentralen Fragen,
nämlich hinsichtlich der Bearbeitung der immer wichtiger werdenden grenzüber-
schreitenden Probleme, seine Steuerungsfähigkeit verloren habe. Die Beiträge zu
Global Governance machen Vorschläge, wie mit dem Steuerungsverlust umgegan-
gen werden könnte: Dies solle durch internationale Kooperation und den Aufbau
eines adäquaten internationalen Institutionensystems erfolgen, wobei das beste-
hende als unzureichend erachtet wird. Messner und Nuscheler (1996: 5-7) sehen die
Notwendigkeit und Konturen einer Global-Governance-Architektur, bei der CGG
(1996: Kap. IV) bekommt ein zu gründender Rat für Wirtschaftliche Sicherheit eine
große Bedeutung.

Als fünfter Aspekt wird der »Zivilgesellschaft«, d. h. nicht-staatlichen Akteuren
wie Nichtregierungsorganisationen und privaten Unternehmen, ein wichtiger Stellen-
wert bei der Artikulation und Bearbeitung von Problemen beigemessen; nicht mehr
nur das staatliche Institutionensystem macht Politik oder soll sie machen. Teilweise
wird die Zivilgesellschaft aber auf die Funktion einer »Korrekturinstanz« reduziert
(Messner/Nuscheler 1996: 4), während sie in anderen Beiträgen emphatischer gese-
hen wird im Sinne von Selbstorganisation und Kreativität (CGG 1996: 369).

Und schließlich wird ein Demokratiedefizit auf internationaler Ebene festgestellt.
Die Gruppe von Lissabon konstatiert, »dass Verfahren der repräsentativen Demo-
kratie auf globaler Ebene außer Kraft gesetzt werden. Das globale System wird
durch oligarchische Machtstrukturen gelenkt, die dazu neigen, zu immer effiziente-
ren und besser integrierten Netzwerken zu verschmelzen, die die nationalstaatlichen
Regierungen umgehen« (Gruppe von Lissabon 1997: 178). Dem soll mit verstärkter
Partizipation zivilgesellschaftlicher Akteure begegnet werden.

3. Global Governance als potenziell hegemonialer Diskurs postfordistischer 
Politik?

In diesem Abschnitt soll der Frage nachgegangen werden, in welchem Verhältnis
die Transformation des Politischen zum wichtiger werdenden Global-Governance-
Diskurs steht. Nach einer kurzen Skizze dessen, was ich – im Hinblick auf die wei-
tere Argumentation – unter postfordistischer Politik verstehe, interessiert mich,
inwieweit die skizzierten Elemente des sich herausbildenden Global-Governance-
Diskurses an diese Transformationen anschließen oder mit ihnen in einer Spannung
stehen.
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3.1. Postfordistische Politik und ihre Widersprüche

Die Veränderungen der gegenwärtigen Gesellschaften seit Mitte der Siebzigerjahre
sind vielfach analysiert worden: Soziale Verhältnisse wurden und werden tiefgrei-
fend transformiert, insbesondere die Beziehungen zwischen Politik und Ökonomie
sowie zwischen Staat und Gesellschaft. Dabei handelt es sich nicht um eindeutige
Prozesse, sondern um umkämpfte und widersprüchliche Tendenzen. Dennoch kön-
nen insbesondere die Achtzigerjahre charakterisiert werden als mehr (USA, Großbri-
tannien) oder weniger (Deutschland, Frankreich) erfolgreicher Versuch herrschender
Kräfte, fordistische Kompromisse aufzukündigen:9 Im Effekt wurden die dominanten
Klassen gegenüber den Lohnabhängigen gestärkt, wobei innerhalb des dominanten
Machtblocks das Finanzkapital die Oberhand gewann. Eine harte und kontinuierliche
Staatskritik legitimierte in vielen Bereichen die Regulierung durch Markt- und Pri-
vatinteressen, die vormals der öffentlichen Hand oblagen. Gleichzeitig delegitimierte
sie sozialstaatliche Leistungen ebenso wie staatliche Interventionen in den wirtschaft-
lichen Akkumulationsprozess. Für die hier verfolgte Fragestellung sind dabei vier
Transformationsprozesse zentral, denen spezifische Widersprüche inhärent sind: Die
Transformation des Staates und der internationalen Politik sowie die Transformation
von Demokratie und Hegemonie.10 Dabei hat sich gezeigt, dass neoliberale Projekte
bislang integraler Bestandteil des sich herausbildenden Postfordismus waren, d. h.
eine Zurückdrängung spezifischer, nämlich sozialstaatlicher Staatsfunktionen, die
Kommodifizierung sozialer Verhältnisse sowie die Stärkung bestimmter Kräfte, ins-
besondere international orientierter Kapitalgruppen.

Die spezifischen Widersprüche, die jene Transformationen aus sich heraus produ-
zieren, sowie die Tatsache, dass sie gegenwärtig nicht adäquat bearbeitet werden
können, führen seit Mitte/Ende der Neunzigerjahre zu einer krisenhaften Situation,
und zwar sowohl innerhalb der einzelnen Nationalstaaten wie auch international. Im
Zuge des Globalisierungsprozesses gelingt es bislang nicht, durch politisch-instituti-
onelle Innovationen eine soziale Kohärenz herzustellen (regulationstheoretisch
gesprochen: eine Regulationsweise zu entwickeln), sondern Widersprüche und Kri-
sen nehmen eher zu. Anhand von wichtigen Punkten, die im Global-Governance-
Diskurs aufgenommen werden, sollen nun knapp die Veränderungen der letzten

9 Die fordistischen Kompromisse zwischen den relevanten gesellschaftlichen Klassen
(Kapital und organisierte, weitgehend männliche Arbeiterschaft) basierten zentral darauf,
dass Produktivitätszuwächse und sozialstaatliche Umverteilung hochgradig in korporatis-
tischen Verbänden institutionalisiert waren. Die Macht der Gewerkschaften war aner-
kannt, gleichzeitig stellten die Gewerkschaften grundlegende Eigentums- und
Machtverhältnisse nicht infrage. Der Staat spielte eine entscheidende Rolle als Mitorgani-
sator gesellschaftlicher Innovation und als Feld korporatistischer Auseinandersetzungen
sowie als soziale Sicherheit garantierende Instanz. Diese Kompromisse waren durchaus
exklusiv, denn sowohl Frauen wie auch MigrantInnen waren daran weit weniger beteiligt.
Zudem waren sie nationalstaatlich, denn internationale Umverteilungsmechanismen hat-
ten kaum eine Bedeutung.

10 Strukturveränderungen des Ökonomischen werden nicht behandelt, da Global Gover-
nance ein Diskurs des Politischen ist.
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zwanzig Jahre skizziert werden, um aufzuzeigen, weshalb sich bislang keine stabile
Wachstumskonstellation herausbildet. In dieser Krisen-Situation wird der Global-
Governance-Diskurs wichtig, denn eine stabile Konstellation soll insbesondere über
die Re-Regulierung der ökonomischen Globalisierung ermöglicht werden.
(1) In der Krise des Fordismus, d. h. der in den Siebzigerjahren instabil werdenden
gesellschaftlichen Entwicklungskonstellation, die sich etwa in geringeren Wachs-
tumsraten, zunehmender Arbeitslosigkeit oder dem Zusammenbruch des Bretton-
Woods-Systems äußerte, finden intensive Auseinandersetzungen auf technologisch-
ökonomischer, soziokultureller und politischer Ebene um die Neuausrichtung der
Gesellschaften statt.11 Zentral ist die Internationalisierung sozialer Prozesse, die zu
abnehmender nationalstaatlicher Regulierungsmöglichkeit führt. Internationalisie-
rung bedeutet, grob gesprochen, für dominante Akteure aufgrund ihrer höheren
Mobilität eine bessere exit option. Bestimmte Kapitalgruppen können sich eher sozi-
alen Forderungen und politischen Regulierungen entziehen, die aus ihrer Perspektive
gegen ihre Interessen stehen, oder aber die Drohung des exit in politischen Auseinan-
dersetzungen, beispielsweise um die Steuerpolitik, einsetzen. Als Teil und Folge die-
ser Auseinandersetzungen, in der neoliberale Kräfte mit ihren Projekten die Ober-
hand gewinnen, transformiert sich der Staat in einen »nationalen Wettbewerbsstaat«
(Hirsch 1995). Dadurch ändern sich die überragenden Kriterien politischen Han-
delns: Das Primat internationaler Wettbewerbsfähigkeit, ökonomischer Effizienz und
der notwendigen »freien Entfaltung der Marktkräfte« sowie, damit verbunden, der
Realpolitik werden zu den Imperativen politisch-sozialen Handelns. Die Internatio-
nalisierung wichtiger gesellschaftlicher Prozesse – als nicht-intendierte Folgen
vielfältiger intentionaler Strategien zur Überwindung der Krise des Fordismus – wir-
ken damit als »Sachzwänge« zurück, die wiederum in ihrer konkreten Bedeutung
umkämpft sind. Bob Jessop (1997: 88) spricht von einer sich durchaus unterschied-
lich vollziehenden »Interiorisierung« internationaler Verhältnisse in nationale Gesell-
schaften. Insbesondere die Privatisierung vormals öffentlicher Aufgaben und die
Kommerzialisierung von Politik schränken politisch-staatliche Spielräume und Steu-
erungsmöglichkeiten ein (Brühl et al. 2001) und erzeugen spezifische Widersprü-
che.12 Allerdings ist in bestimmten Bereichen wie Migrations-, Militär- oder Sicher-
heitspolitik auch eine Zunahme von Regulierung zu beobachten. Es handelt sich also

11 Die Regulationstheorie geht davon aus, dass bürgerlich-kapitalistische Entwicklung sich
in relativ stabilen und krisenhaften Phasen vollzieht. Stabilität ist dabei nicht das Gegen-
teil von Dynamik, sondern ermöglicht sie durch eine gewisse Kohärenz politischer Institu-
tionen, privatkapitalistischer Strategien, gesellschaftlicher Normen, Wertvorstellungen
u. ä. Die während einer stabilen Entwicklungsphase weitgehend akzeptierten Modi und
Inhalte politischer und sozialer Auseinandersetzungen bezeichne ich in diesem Text an
anderer Stelle als gesellschaftliche Kompromisse (ohne dass gesellschaftliche Auseinan-
dersetzungen aufhörten, aber sie bewegen sich stärker in vorgegebenen Bahnen als das in
Krisenphasen der Fall ist). Die theoretische Kategorie hierfür ist die so genannte Regulati-
onsweise. Insbesondere an der als Fordismus bezeichneten Phase einer relativ dynami-
schen Nachkriegskonstellation wurde dieser Ansatz theoretisch und empirisch entwickelt.

12 Zur staatstheoretischen Diskussion vgl. auch die Überblicke von Esser (1999) und Grande/
Risse (2000).
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nicht pauschal um verringerte Regulierungskompetenzen der nationalstaatlichen
politischen Institutionen, sondern um eine selektive Transformation.
(2) Während des Fordismus fanden internationale Politiken zum einen zwischen den
beiden konkurrierenden Blöcken statt wie zum anderen auch innerhalb der Blöcke.
Innerhalb der Blöcke setzte die jeweilige Hegemonialmacht, durchaus in Abstim-
mung mit und durch Zugeständnisse an die Verbündeten, wesentliche Standards
internationaler Kooperation und Konkurrenz durch. Besonders deutlich war das in
der Währungspolitik mit dem US-Dollar als Leitwährung innerhalb der westlichen
Welt. Die Krise des Fordismus war auch eine Krise der Hegemonialmächte und
ihrer normsetzenden Funktion. Internationale Politik wird dadurch zu einem kom-
plizierteren Aushandlungsprozess, der in verstärkte ökonomische und politische
Konkurrenz eingebettet ist. Entscheidend für die Diskussion um Global Governance
ist nun, dass in der internationalen Politik ein »globaler Konstitutionalismus« domi-
niert (Gill 2000: 43-45; Scherrer 2000a: 25f; ähnlich Hein 1999: 47), dem zufolge
die zentrale Orientierung internationaler Politik in der Sicherung des Privateigen-
tums durch internationale Normsetzung besteht. Auch das internationale Institutio-
nensystem ist wesentlich damit befasst, durch hochgradig machtförmige Kämpfe
hindurch Akkumulations- und Konkurrenzprozesse politisch-institutionell abzusi-
chern. Liberale Verfassungsvorstellungen sollen international gelten, was sich in
Institutionen wie der WTO und dem dort angesiedelten TRIPS-Abkommen (Trade-
Related Aspects of Intellectual Property Rights) zeigt oder den Vorschlägen zu
einem multilateralen Investitionsabkommen (MAI), das 1998 an internationalen
Protesten und dem Dissens einiger Regierungen vorläufig scheiterte. Die postfordis-
tische Restrukturierung kann zwar durchaus als Versuch verstanden werden, die
ökonomische und politische Vorherrschaft der USA wieder herzustellen. Das gegen-
wärtige Wiederaufleben des recht aggressiven Unilateralismus der USA und die
Konflikte zwischen den USA und EU-Europa wie auch die zunehmende Kritik eini-
ger südlicher Regierungen und zivilgesellschaftlicher Akteure deuten jedoch auf
erhebliche Konflikte hin. Hier liegt ein Gutteil der Hoffnungen begründet, Vorstel-
lungen von Global Governance im Sinne kooperativer und multilateraler Politik zu
stärken (Nuscheler 2000: 152f; Cox 1997: 103).
(3) Die Vorstellungen und Praxen von Demokratie verändern sich ebenfalls tiefgrei-
fend. Die liberale Demokratie hat sich mit dem modernen Nationalstaat entwickelt
und war in der Nachkriegszeit zumindest in den industrialisierten Ländern durch die
Sicherung der Rechte der Individuen und durch Sozialstaatlichkeit gekennzeichnet.
Wenngleich sich demokratische Strukturen und Verfahren schon immer an den
strukturellen kapitalistisch-patriarchalen Machtverhältnissen gebrochen haben, wer-
den sie in den aktuellen Umbrüchen nunmehr nachhaltig ausgehöhlt (Hennig 2001:
30-37). Bezogen auf die Nationalstaaten dominiert heute ein Demokratieverständ-
nis, das weitgehend mit dem bestehenden Institutionensystem gleichgesetzt wird
und zudem funktionalistisch auf eine möglichst effektive und legitime Problemlö-
sung reduziert wird (Görg/Hirsch 1998: 332). Die Demokratie im Wettbewerbsstaat
beschränkt sich darauf, zur Herstellung internationaler Wettbewerbsfähigkeit beizu-
tragen.
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(4) »Politik« erschöpft sich nicht in bestimmten Techniken staatlicher Akteure im
engeren Sinne, sondern wird durch gesellschaftliche Verhältnisse und ihre hegemo-
niale Verfasstheit überhaupt erst ermöglicht. Antonio Gramsci (1992: 783) hat dies
mit dem Begriff der Hegemonie gefasst und die Orte der Auseinandersetzungen
darum als »Zivilgesellschaft« bezeichnet. Das heißt, die neoliberalen Projekte, die
bislang ganz entscheidend zur Herausbildung eines Postfordismus beigetragen
haben, wurden eben von zivilgesellschaftlichen Akteuren wie Medien, Stiftungen,
Unternehmensverbänden verfolgt. Die neoliberalen Diskurse sind weit in den »All-
tagsverstand« (Gramsci 1994: 1334) eingegangen und Teil von »Selbsttechnolo-
gien« (Foucault 1984: 36) geworden. Ian Douglas (1999) vertritt in seiner Interpre-
tation des Berichts der Commission on Global Governance (CGG 1996) die These,
dass mit einem weiten Machtbegriff im Sinne der Kontrolle über das Leben und die
Subjekte »globalization actually extends, rather than fragments, state-ordered
power« (Douglas 1999: 153). Während also spezifische, insbesondere sozialstaatli-
che Steuerungsfunktionen abnehmen, gewinnen disziplinierende Funktionen, die
von den Subjekten selbst bestätigt werden, an Bedeutung.

Die vier skizzierten und verdichteten Dimensionen postfordistischer Politik im
Zuge der postfordistisch-neoliberalen Gesellschaftstransformation erzeugen spezifi-
sche Widersprüche. Dies ist deshalb wichtig, weil aus regulationstheoretischer Pers-
pektive interessiert, in welcher Form diese Widersprüche möglicherweise bearbeitet
werden, d. h., sich Modi der Regulation herausbilden. Die Auflösung fordistischer
Kompromisse hat als zentrale Folge, dass spezifische Handlungsmöglichkeiten der
nationalstaatlichen Institutionen – nicht staatlicher Macht im Allgemeinen – ge-
schwächt werden, nämlich jene auf relativen sozialen Ausgleich angelegten Politi-
ken, die eine gewisse gesellschaftliche Kohäsion auch materiell ermöglichten.
Zudem sind dem »nationalen Wettbewerbsstaat« die Widersprüche zwischen
Finanz- und anderem Kapital sowie zwischen dominanten und subalternen Klassen
inhärent, wobei sich noch keine stabilen Kompromisse herausgebildet haben. Auch
die internationale Politik ist geprägt vom Paradox zwischen Konkurrenz und Koope-
ration, wobei sich auch hier noch keine institutionellen Muster herausbildet haben,
mittels derer diese Widersprüche institutionell stabilisiert werden könnten. Auch das
Nord-Süd-Verhältnis, also jenes zwischen »OECD-Welt« und dem »Rest«, ist kei-
neswegs stabil, sondern generiert zunehmend Krisen und Kritik. Die Transformation
der Demokratie erzeugt nicht nur Widersprüche zwischen Ansprüchen an Effektivi-
tät und Legitimation, sondern auch zwischen proklamiertem Anspruch und Wirk-
lichkeit. Denn die Vorstellung, dass Demokratie mehr bedeutet als eine weitere Res-
source im Standortwettbewerb, nämlich den Versuch, ungleiche Lebensverhältnisse
anzugleichen und Herrschaft einzuhegen, besteht weiterhin. Gerade dieser Sachver-
halt wird von der so gennanten globalisierungskritischen Bewegung aufgegriffen
(vgl. exemplarisch Attac-Deutschland 2002; Brand 2003).

Die Tatsache, dass sich bislang keine einigermaßen kohärente Entwicklungsweise
herausgebildet hat, welche die vielfältigen Widersprüche zumindest zeitweise »still-
legt« und eine dynamische sozio-ökonomische Wachstumskonstellation ermöglicht,
führte in den Neunzigerjahren zu verstärkten Krisen sowie Kritik und Protest. Zu
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erinnern ist an die Finanzkrisen in Asien, Russland, Mexiko, die zunehmende Kritik
an der UNO, wachsende innergesellschaftliche Spaltungen, die Proteste gegen das
MAI oder die WTO sowie allgemeiner gegen die Verschlechterung der Lebensbe-
dingungen vieler Menschen. Die internationale politische Konstellation zeichnet
sich schließlich dadurch aus, dass es seitens der dominanten Länder keinerlei
Bestrebungen gibt, einen Aspekt von Hegemonie zu verfolgen, den der Führung,
was nämlich immer auch bedeutet, materielle Zugeständnisse zu machen. Dies ist
ein weiterer Grund für die gegenwärtige Krisenhaftigkeit der Umbrüche. Schließlich
sollte nicht vergessen werden, dass auch eine postfordistische Politik auf Zwangs-
und Gewaltverhältnissen beruht. Gerade dort, wo sich grundsätzliche Kritik an
bestehenden Verhältnissen deutlich zu artikulieren vermag oder sich dominante
Interessen nicht durchsetzen können, wird teilweise auf offene Gewalt zurückgegrif-
fen. Zudem bestehen weiterhin Prozesse »ursprünglicher Akkumulation« in Form
von Raub, Enteignung und offener Gewalt (beispielsweise mittels der Patentierung
»traditionellen« Wissens). Die neue Weltordnung ist eben keine mehr oder weniger
glückende Kooperation, sondern auch und zunehmend von militärischer Gewalt,
wie nach dem 11. September 2001 besonders deutlich wurde (Sack/Steffens 2003).

Neoliberale Projekte waren bislang zentral in der Herausbildung des Postfordis-
mus, dabei entstehen zunehmend Widersprüche und Krisen. Der Global-Gover-
nance-Diskurs wird somit Teil eines Suchprozesses zur komplexen Bearbeitung der
Widersprüche in Institutionen und Orientierungen.13 Dies war bereits Mitte der
Neunzigerjahre der Fall. Der Diskurs gewinnt in dem Moment noch größere Bedeu-
tung, in dem die Widersprüche neoliberaler Globalisierung als Krisen offensichtlich
und politisiert werden.

3.2. Global Governance als Teil eines Suchprozesses und Krisenmanagements

Im Folgenden soll gezeigt werden, inwieweit zentrale Elemente des Global-Gover-
nance-Diskurses an die skizzierten Veränderungen anschließen und sie verstärken,
die dominanten Entwicklungen also »rahmen« und ihnen damit Legitimität ver-
schaffen. Die fünf Aspekte ergeben sich im Anschluss an die bereits herausgearbei-
teten Kernelemente des Diskurses (Kap. 2).

13 Im Sinne der Regulationsbegriffs »brechen« diese Widersprüche nicht per se auf, sondern
können durchaus stabilisiert werden. Allerdings geschieht dies nicht ausschließlich durch
intentionale Politiken, sondern ist ein umfassenderer Prozess. Gelingende Regulation kann
somit als »historische Fundsache« (Lipietz 1985) bezeichnet werden. Widersprüche wer-
den sichtbar in Krisensituationen, oder wenn sie von Akteuren politisiert werden. Bemer-
kenswert ist gegenwärtig, dass die Kritik an den globalisierungsvermittelten Transforma-
tionen bzw. an ihren Folgen gerade dadurch wichtiger wird, weil sie auch aus dem
Establishment vorgetragen wird wie beispielsweise von George Soros (1999); Helmut
Schmidt (1998) oder Joseph Stiglitz (2002).
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»Globalisierung« und das Verhältnis von Politik und Ökonomie

Der dominante Globalisierungsbegriff schreibt den als ökonomisch begriffenen
Kern des Prozesses als unhintergehbar fest (vgl. auch Röttger 2001: 147-151; aus
feministischer Sicht Runyan 1999: 213f). Das Ökonomische wird als Kernprozess
der Globalisierung gefasst und gerade dadurch zum Nicht-Gestaltbaren durch das
Politische. Der Imperativ der Wettbewerbsfähigkeit ist hier zentral. Die verschiede-
nen Protagonisten des Global-Governance-Diskurses versuchen, ein spezifisches
Verständnis des Politischen in dieses Globalisierungsverständnis einzufügen, näm-
lich dass Politik den ökonomischen Globalisierungsprozess regulierend, Krisen vor-
beugend oder abfedernd gestalten sollte. Der Global-Governance-Diskurs mit seiner
Ausrichtung auf das Politische sichert somit die »postfordistische« Grenzziehung
zwischen Politik und Ökonomie ab. Nach der politischen wie wissenschaftlichen
Staatskritik der Siebziger- und Achtzigerjahre findet eine neuerliche Aufwertung
des Staates statt, und zwar weniger als Wohlfahrtsstaat, sondern vielmehr als effi-
cient state (Weltbank 1997). Dieses dominante Verständnis wird vor allem von poli-
tischen und wissenschaftlichen Ansätzen vorangetrieben, die den Staat als Verkör-
perung eines gesellschaftlichen Allgemeininteresses und neutralen Akteur
verstehen. Dieser soll die negativen Folgen einer im Kern unantastbaren (ökonomi-
schen) Globalisierung eindämmen. Ökonomie ist dabei der Ort legitimer Konkur-
renz, Politik jener der Kooperation. Der gerade in der bundesdeutschen Debatte
schillernde Begriff der staatlichen Steuerungsfähigkeit bzw. deren Wiedererlangung
zur Problemlösung setzt daran an (Messner/Nuscheler 1996: 6). Staatliche Politik
muss sich an Effizienzkriterien messen lassen, insbesondere inwieweit sie auf natio-
nalstaatlicher oder regionaler Ebene in der Lage ist, Wettbewerbsfähigkeit herzu-
stellen. Die Transformation des Staates zum nationalen Wettbewerbsstaat, der glo-
bale liberale Konstitutionalismus, die neoimperiale Weltordnung und die
grundlegende Herrschaftsförmigkeit von Politik werden in dem von Global Gover-
nance geschaffenen Diskursterrain ignoriert. Zudem werden durch Effizienz- und
Effektivitätsvorstellungen Machtverhältnisse bestätigt und gestärkt, weil »Effizi-
enz« selbst ein hegemoniales Konstrukt ist, das wesentlich von herrschenden Akteu-
ren definiert wird (vgl. auch Baxi 1996: 533), von vielen Akteuren als neoliberale
Gouvernementalität verinnerlicht wurde und vor allem der Begründung wettbe-
werbsstaatlicher Politik dient.14

»Weltprobleme« und »globale Herausforderung«

Die Globalisierung, so die dominante Annahme des Global-Governance-Diskurses,
erzeuge und verschärfe »Weltprobleme« wie ökonomische Instabilität, Armut,

14 Von neoliberaler Seite wird das »marktkonforme Politik« genannt und zur Begründung
von Politik angeführt: »Global Governance sollte nur da ausgeweitet werden, wo Markt-
versagen vorliegt« (Diehl 2000).
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Kriege, Umweltzerstörung, Migration etc. Diese Probleme werden konstatiert, es
gibt sie, und sie sollen effizient gelöst werden.15 Im Global-Governance-Diskurs
geht es nicht um Ursachen oder die Frage, für wen eigentlich welche Probleme
bedeutsam sind (am ehesten noch ausgeführt von CGG 1996). Diese vermeintliche
Evidenz der Weltprobleme birgt zum einen die Gefahr, die politischen Auseinander-
setzungen um hegemoniale Problemdefinitionen zu unterschätzen. Zum anderen
droht ein funktionalistisches Verständnis internationaler Politik. Demzufolge finden
politische Prozesse dann statt, wenn Weltprobleme bestehen und bearbeitet werden
müssen; eine starke Tendenz internationaler Politik bleibt dabei ausgeblendet. Denn
der »globale Konstitutionalismus« zur internationalen Sicherung von Eigentumsver-
hältnissen ist kein Problem, das alle Bevölkerungsgruppen gleichermaßen betrifft,
sondern dient häufig international agierenden Unternehmen und schädigt gegebe-
nenfalls andere Gruppen.16

Der Global-Governance-Diskurs der problemlösenden und ordnungschaffenden
Regulierung ist auch hier nur auf den ersten Blick losgelöst vom Wettbewerbsdis-
kurs. Wie gesagt, misst sich »erfolgreiche« Politik heute an der Herstellung von
Wettbewerbsfähigkeit sowie daran, die Bedingungen der dominanten ökonomischen
Aktivitäten und Kapitalverwertung zu verbessern. Damit stellt sich eine Verbindung
zwischen Problemlösung und Wettbewerbsorientierung her: Durch diese »harten«
Kriterien hindurch werden Weltprobleme und ihre »effiziente« Bearbeitung wie
Armut, Klimawandel, die Erosion der biologischen Vielfalt sowie verteilungs- oder
geschlechterpolitische Fragen interpretiert. Insofern wird auch damit eine bestimmte
Art und Weise, Realität zu denken und darin zu handeln, strukturiert. Schließlich
impliziert die Annahme, dass es offenbar objektive Probleme und Problemdruck zu
ihrer Lösung gebe, dass »neutrales« Wissen um komplexe Sachverhalte und deren
Bearbeitung existiert und zentral zur Lösung der Probleme ist. Dies betrifft nicht nur
die Inhalte, sondern auch die Form des Wissens: Experten (Politiker, Wissenschaft-
ler, meist männlich und aus der Ersten Welt) sind jene, die wissen, wo die Probleme
liegen und wie sie zu lösen sind. Den Experten widersprechende Perspektiven wer-
den als ideologisch und partikularistisch zurückgewiesen. Global Governance ist
ein Expertendiskurs, der einen bestimmten Typus (westlich-überlegenen) Wissens
privilegiert.

Realpolitik

Postfordistische Politik impliziert aber über die Herstellung von Wettbewerbsfähig-
keit und ihre global-konstitutionalistische Absicherung hinaus mehr. So wird das

15 Es soll hier natürlich nicht die Existenz vielfältiger Probleme auf materialer Ebene geleug-
net werden. Dennoch wird ihre soziale Konstruktion als spezifische Probleme grob unter-
schätzt.

16 Ein heftig diskutiertes Beispiel ist die Frage, ob Regierungen in südlichen Ländern Patent-
bestimmungen für Medikamente umgehen können, um mit billigeren Generika der Bevöl-
kerung zu helfen.
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dominante klassisch-bürgerliche Politikverständnis aufrecht erhalten: »Politik« sei
zuvorderst eine Angelegenheit von Staat und Parteien; »die Zivilgesellschaft« habe
sich daran zu orientieren. Dabei dominiert ein Begriff von Zivilgesellschaft, der sie
als gesellschaftlichen Ort begreift, an dem sich kritische und progressive Akteure
versammeln. Zwar werden ein wachsendes Problembewusstsein der Menschen und
zunehmende zivilgesellschaftliche Selbstorganisation unterstellt; so ist das »Entste-
hen einer globalen Zivilgesellschaft« für die CGG »Ausdruck der gewachsenen
Fähigkeit und Bereitschaft der Menschen, ihr Leben selbst zu gestalten« (CGG
1996: 369; vgl. kritisch dazu Stienstra 1999: 260f). Es droht dadurch aber nicht nur
ausgeblendet zu werden, dass innerhalb der Zivilgesellschaft nicht nur kritische und
progressive Akteure agieren, sondern auch, dass dies unter postfordistisch-neolibe-
ralen Bedingungen geschieht: Viele Organisationen akzeptieren die grundlegenden
Bedingungen im Wettbewerbsstaat und versuchen nurmehr korrigierend-regulierend
in ihren jeweiligen Politikfeldern darauf einzuwirken, anstatt Alternativen zu formu-
lieren (vgl. Brand et al. 2000). Die »realpolitische« Angleichung politischer Vorstel-
lungen von Parteien und Verbänden sowie deren technokratische Politikvorstellun-
gen bedürfen einer umso stärkeren Inszenierung von Politik. Materielle Inhalte –
insbesondere die Intervention in ökonomische Prozesse, die nicht den dominanten
Interessen entsprechen – werden gegenüber ihrer symbolischen Bedeutungszuwei-
sung in vielen Bereichen zurückgedrängt. Vor »realpolitischem« Hintergrund wer-
den imaginierte Runde Tische zum einzig plausiblen Politikmodus. Ungleiche Arti-
kulations- und Durchsetzungspotenziale wie auch die immense Macht privater
Unternehmen bleiben dagegen unterbelichtet (zur Kritik Scherrer 2000b: 51;
Runyan 1999: 212f). Wenngleich der Global-Governance-Diskurs einen erhebli-
chen Reformbedarf anmeldet, stärkt er somit ein recht großes Vertrauen in das
bestehende Institutionensystem und privilegiert kooperative Politikvorstellungen als
einzig legitime. Verschiedene Interessen werden als grundsätzlich versöhnbar erach-
tet, Konflikte spielen eine untergeordnete Rolle.17

Utopie und Demokratie

Die realpolitische Ausrichtung von Global Governance steht auf den ersten Blick in
einer gewissen Spannung mit »utopischen« Aspekten des Global-Governance-Dis-
kurses bzw. der Entwicklung einer »neuen Vision« (CGG 1996). Hier wehrt sich
Nuscheler (2000: 155) zu Recht gegen Kritik. Er erachtet Ideen und Anstöße als in
allen gesellschaftlichen Bereichen notwendig und sinnvoll. Wichtig ist jedoch, was
unter »Utopie« verstanden wird. Denn deren Notwendigkeit wird von einigen Glo-
bal-Governance-Protagonisten vor dem Hintergrund der oben skizzierten Unhinter-
gehbarkeit zentraler gesellschaftlicher Entwicklungen konstatiert. Entsprechend
dominieren in den Beiträgen realpolitische Ansätze, leadership und eine wichtige

17 Wenngleich Nuscheler (2000: 153) auf die Bedeutung von Konflikten hinweist, spielen sie
ansonsten kaum eine Rolle.
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Rolle von Experten. Der dramatischen Situationsbeschreibung entsprechen im Glo-
bal-Governance-Diskurs recht bescheidene Politikvorstellungen. Dies hängt wie-
derum damit zusammen, dass der Konstitution der Probleme kaum Beachtung
geschenkt wird. Der postulierte umfassende Anspruch auf tiefgreifende Veränderun-
gen geht mit der weitgehenden Akzeptanz der Verhältnisse einher. Die politischen
Vorstellungen korrespondieren daher häufig mit einem recht naiven wishful thin-
king. Emphatisch hört sich das in einer US-amerikanischen Debatte an: »We need
enlightened leaders, but enlightened leaders need you« (Boston Research Center
1995: 175; ähnlich CGG 1996: 388). Neben dem recht begrenzten Bereich politi-
scher Gestaltung stehen nicht konkret-utopische Vorstellungen anderer Vergesell-
schaftungsformen im Zentrum, welche die von den Global-Governance-Beiträgen
als dramatisch bezeichneten Entwicklungen verändern könnten. Vielmehr stehen
Ordnungsvorstellungen im Sinne einer krisenfreieren Stabilisierung der gegenwärti-
gen Entwicklungen im Zentrum von Global Governance: Es geht darum, innerhalb
der bestehenden realen Verhältnisse, die von Krise oder gar »Chaos« bedroht sind,
Ordnung zu erhalten bzw. zu schaffen. 

Die »demokratische Frage« wird im Global-Governance-Diskurs ohnehin sehr
unpräzise gestellt (so auch Ruppert 2000: 50f) und in mehrere Richtungen beant-
wortet. Teilweise stellt sich die Frage offenbar kaum, zumindest innerhalb nationa-
ler Gesellschaften, indem die kapitalistischen Metropolen als »very democratic«
Vorbildcharakter erlangen (Boston Research Center 1995: 20). Andernorts wird ein
eher funktionalistischer Begriff von Demokratie gestärkt, indem diese auf Effektivi-
tätskriterien enggeführt wird (Messner/Nuscheler 1996: 6). Die CGG (1996: 65-71)
vertritt eher ein Demokratieverständnis von »checks and balances«. Daneben gibt es
schließlich ein deliberativ geprägtes Politikverständnis, wie es explizit die Gruppe
von Lissabon (1997: 177-181) vertritt. Allerdings ist allen Demokratiebegriffen im
Global-Governance-Diskurs gemein, dass es sich im Wesentlichen um Verfahren
handelt, die zur Problemlösung beitragen sollen. Ein emphatischer Begriff demokra-
tischer Selbstregierung wird nicht vertreten.

(Welt-) Gesellschaftliche Allgemeininteressen

Schließlich steht im Hintergrund des dominanten Global-Governance-Diskurses das
Verständnis, dass es um (welt-) gesellschaftliche Allgemeininteressen gehe. Dass
dieses Allgemeininteresse immer ein gesellschaftliches Konstrukt als Ergebnis sozi-
aler Auseinandersetzungen und Kompromissbildungsprozesse ist, dürfte kaum
jemand bestreiten. Gleichwohl wird in den meisten Global-Governance-Beiträgen
diese Konstruiertheit nicht weiter hinterfragt. In dreifacher Hinsicht wird damit an
dominante gesellschaftliche Perspektiven angeknüpft: Staat kann derart zur Verkör-
perung eben dieses Allgemeininteresses werden, womit die Notwendigkeit staatli-
cher Steuerungsfähigkeit begründet wird. Zum anderen können auch hier gesell-
schaftliche Konflikte als grundsätzlich versöhnbar dargestellt werden. Und
schließlich wird ein »weltgesellschaftliches« Allgemeininteresse stark aus der Pers-
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pektive der »OECD-Welt« (Zürn 1998: 10) formuliert, die nicht nur weiß, wo die
Probleme liegen, sondern auch die Mittel der Bearbeitung zur Verfügung hat (expli-
zit Gruppe von Lissabon 1997: 27).

Hier tut sich eine bemerkenswerte Spannung auf: Das »weltgesellschaftliche«
Allgemeininteresse politischer Kooperation wird nämlich keineswegs in Gegensatz
zu den »nationalen Interessen« gesehen, die ja teilweise ganz andere sind. Am
Standort Deutschland ist es zum Allgemeininteresse geworden, wettbewerbsfähig zu
sein gegen andere Gesellschaften. Meines Erachtens wird dieses Paradox zwischen
Kooperation und Konkurrenz folgendermaßen gelöst: Die oben dargelegte Essen-
tialisierung und Unantastbarkeit des Ökonomischen ermöglicht es, politische
Kooperation zur »Lösung der Weltprobleme« nicht in offenem Widerspruch mit der
Konkurrenz zwischen Standorten, Kapitalen und Arbeitskräften sowie ihrer wettbe-
werbsstaatlichen und global-konstitutionalistischen Absicherung zu sehen. Es wird
ein Allgemeininteresse an kooperativen Lösungen offensichtlicher, alle gleicherma-
ßen betreffender Probleme formuliert, wobei kapitalistische Konkurrenz eben nicht
mehr als Problem gesehen wird, sondern gleichsam naturwüchsig besteht. Gerade
durch die diversen Ausblendungen wird es möglich, bestimmte Konsense im Post-
fordismus mit zu organisieren. Dies ist nun keineswegs neu, die verschiedenen
gesellschaftlichen Kräfte kämpfen immer um die Verallgemeinerung ihrer Interes-
sen. Was sich jedoch verändert, sind die historisch-konkreten Formen, in denen dies
stattfindet. Dabei sind sich die Akteure selbst – in der Regel viel stärker als die über
sie reflektierenden Sozialwissenschaften – mehr oder weniger bewusst, dass sie ihre
Interessen nicht vollständig durchsetzen können, sondern zu Kompromissen bereit
sein müssen. Genau dieses diskursive Kompromissterrain wird nun von Global
Governance bereit gestellt, denn damit wird eine Perspektive eröffnet, die annimmt,
dass die Widersprüche und Krisen der postfordistischen Restrukturierung durch eine
politische Re-Regulierung der ökonomischen Globalisierung bearbeitet werden
könnten. Was genau darunter zu verstehen ist, bleibt zwar umstritten. Dennoch sind
einige »Wahrheiten« unhintergehbar: eine als ökonomisch verstandene und in ihrem
Kern nicht infrage zu stellende Globalisierung, ein auf Kooperation und Realpolitik,
d. h. am »Machbaren« ausgerichteter Politikbegriff, womit die alle Menschen
betreffenden Weltprobleme bearbeitet werden sollen.

Die Protagonisten des Global-Governance-Diskurses tragen mit ihrer Ausrich-
tung an Konsens und Allgemeininteresse insofern zur Ausarbeitung postfordisti-
scher gesellschaftlicher Kompromisse bei. Auch das ist so neu nicht: Die subalter-
nen Kräfte werden auf das Gemeinwohl eingeschworen, und dieses wird heute
durch die Herstellung von Wettbewerbsfähigkeit und Realpolitik erreicht. Partiku-
lare Interessen und Herrschaftsverhältnisse drohen dahinter zu verschwinden. Zen-
tral sind diesen Intellektuellen die Annahmen dessen, was Robert Cox (1986: 208)
in Absetzung von einer critical eine problem solving theory genannt hat. Der Impe-
rativ von Denken und Vorschlägen sind ihr politischer »Nutzen«, praktisch meist für
staatliche Akteure und begründet als Beitrag zum Allgemeinwohl. Die Effektivität
der Intellektuellen einer Re-Regulierungsperspektive zeigt sich auch darin, dass es
ihnen weitgehend gelingt, praktische und theoretische Herrschaftskritik zu delegiti-
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mieren (so z. B. Nuscheler 2000). Bemerkenswert ist hierbei, dass es in einem ganz
anderen Spektrum sehr dezidiert um offene Konflikte und keineswegs um problem
solving im gesellschaftlichen Allgemeininteresse geht. Denn die »neoliberalen«
Intellektuellen und ihre think tanks sind sich der Konflikthaftigkeit der gegenwärti-
gen Umbrüche, d. h. des notwendigen »Klassenkampfes von oben« sehr bewusst
(vgl. dazu Plehwe/Walpen 1998; van der Pijl 1998: Kap. 4). Den Intellektuellen
einer Global Governance geht es demgegenüber um Integration und Konsens, die
sie selbst mit ausarbeiten, ohne die Kerne der gegenwärtigen Transformation in
Frage zu stellen.

4. Fazit und Ausblick

In diesem Beitrag sollte gezeigt werden, wie der dominante Global-Governance-
Diskurs Vorstellungen des internationalen Politischen begrifflich verdichtet und
damit »rahmen« könnte. Dieser Diskurs steht keineswegs per se in Widerspruch mit
den dominanten Formen von Politik, sondern könnte durchaus zu einem hegemonia-
len Diskurs werden (eine andere Einschätzung vertritt stellvertretend für viele
andere Hummel 2002: 117). Selbst wenn Fragen von Hegemonie weitgehend ausge-
blendet bleiben bzw. im Begriff des Allgemeininteresses verschwinden, ist der Glo-
bal-Governance-Diskurs de facto Teil von Auseinandersetzungen um Hegemonie,
verstanden als widersprüchlicher Prozess, spezifische Sichtweisen und Interessen zu
verallgemeinern. Wachsende Aufmerksamkeit erhält Global Governance in der
Folge der jüngsten Krisen (und damit einhergehender Kritik), deren Ursachen in der
»ökonomischen« und unregulierten Globalisierung gesehen werden. Diese Prozesse
sollen politisch-institutionell reguliert werden. Aus dem entwickelten Argument
heraus wird offensichtlich, warum der Global-Governance-Diskurs attraktiv ist: Die
damit verbundenen Vorstellungen akzeptieren weitgehend die seit der Krise des
Fordismus stattgefundenen Veränderungen und bieten für die damit verbundenen
Probleme plausible Antworten an. Der Imperativ der Wettbewerbsfähigkeit wird
nicht mehr hinterfragt; vielmehr wird versucht, mit den negativen Folgen der kapita-
listischen Globalisierung umzugehen. Es dominiert eine Problemperzeption, die
Probleme als weltweite und für alle gleichermaßen existierend konzeptualisiert und
ein weltweites Allgemeininteresse an der Bearbeitung von Problemen konstatiert.
Dazu wird ein realpolitischer Politik- und Demokratiebegriff sowie ein technokrati-
sches Verständnis von Utopie entworfen, während die »autonome« Zurichtung der
Subjekte auf den Wettbewerb, Expertentum sowie die Verpflichtung der Subalter-
nen auf das »Allgemeinwohl« nicht weiter hinterfragt werden.

Dieser Beitrag sollte in zugespitzt-explorativer Form eine andere Perspektive auf
die Debatte um Global Governance eröffnen, nämlich ihre Bedeutung in der post-
fordistischen Restrukturierung und deren jüngsten Krise herausstellen. Davon aus-
gehend müssen präzisere Forschungen erfolgen. Die Bedingungen und spezifischen
Prozesse, unter denen der Global-Governance-Diskurs hegemonial werden könnte,
müssten ebenso eingehend beleuchtet werden wie seine Entwicklung im Zeitverlauf
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und seine Artikulation mit anderen Diskursen. Ein allgemeines Kriterium für den
hegemonialen Charakter von Global Governance zumindest in Europa liegt darin,
ob es ökonomischen und politischen Eliten von EU-Europa gelingt, ihre Interessen
als Allgemeininteressen zu definieren und unter dem Begriff generelle Vorstellun-
gen gesellschaftlicher Ordnung und Entwicklung zu fassen. Welche Akteure defi-
nieren spezifische Problemdeutungen und welche setzen sich durch? Welche Vor-
schläge etwa zu institutionellen Veränderungen werden aufgegriffen, welche nicht?
Welche Kräfte, Faktoren und Konstellationen bringen neue Formen der Regulierung
bzw. Global Governance hervor, wie funktionieren sie und welche Wirkungen zeiti-
gen sie (vgl. Brand/Scherrer 2002: 80)?

Auch die sozialwissenschaftlichen Umgangsweisen müssten präziser untersucht
werden. Weil die Prominenz des Begriffs Global Governance – wie auch des
Begriffs der Globalisierung – nicht unbedingt mit seiner analytischen Schärfung ein-
hergeht und in vielen Fragen erhebliche Differenzen zwischen unterschiedlichen
theoretischen Ansätzen bestehen, die nicht mit definitorischen Ungenauigkeiten
zusammenhängen, müssen die verschiedenen gesellschaftstheoretischen und -politi-
schen Annahmen explizit gemacht werden (so auch Grande/Risse 2000: 245). Denn
die Frage der gegenwärtigen Transformationsprozesse und der Rolle politischer
Regulierungen ist nicht nur eine empirische, sondern immer auch eine theoreti-
sche.18 Genauer erforscht werden müsste zudem der Zusammenhang zwischen der
»Doppelfunktion« des Global-Governance-Diskurses, nämlich einerseits wissen-
schaftliche Orientierungen zu stiften und andererseits politisches Handeln zu legiti-
mieren.19

Eine wichtige Frage bleibt schließlich, ob Global Governance die Chancen zu
einer Auf- und Neubewertung gesellschaftlicher Prozesse eröffnet (so etwa Ruppert
2000: 56). Dies kann nicht abstrakt entschieden werden. Zweifellos öffnet der Glo-
bal-Governance-Diskurs mit seiner kooperativen und damit multilateralen Perspek-
tive eine analytische und politische Perspektive (so dezidiert Nuscheler 2000: 155).
Als Kontrapunkt zum US-Unilateralismus ist dies sicherlich denkbar und heute drin-
gend notwendig. Und auch an den Rändern können sich kritischere Positionen bil-
den wie etwa die feministische Debatte zeigt. Inwieweit Global Governance ein
hegemonialer Diskurs wird, hängt nicht nur von Deutungskämpfen ab, sondern ist
auch eine Frage internationaler wie innergesellschaftlicher Auseinandersetzungen

18 Zu den damit verbundenen erheblichen gesellschaftstheoretischen Problemen, vgl. Görg
(2002).

19 Angesichts der Bedeutung sozialwissenschaftlicher Beiträge im Global-Governance-Dis-
kurs stellt sich hier unweigerlich die Frage nach deren Normativität. Damit öffnet sich ein
weites Feld. Aus historisch-materialistischer wie auch aus »dekonstruktivistischer« Sicht
ist die Entschlüsselung von Herrschaftsverhältnissen mit der normativen Perspektive, sie
zu verändern, wichtig. Dabei geht es nicht zuletzt um die Handlungsmöglichkeiten schwä-
cherer und emanzipativer Akteure. Allerdings sind die Argumente vieler Intellektueller
des Global-Governance-Diskurses nicht von der Hand zu weisen: Angesichts der Domi-
nanz der konservativ-neoliberalen Kräfte gehe es heute zuvorderst darum, diese zu schwä-
chen, was dann jedoch wenig Spielraum für »weitergehende« Vorstellungen lasse
(Nuscheler 2000: 153).
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um institutionelle Entwicklungen, materielle Zugeständnisse etc. Wenn die hier
angestellten Überlegungen dazu beitragen, das Verständnis von Global Governance,
verstanden als Diskurs, und dessen Bezug zu den strukturellen Dynamiken zu schär-
fen und neue Forschungsfragen zu generieren, ist viel gewonnen.
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